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§ 17 Die Quellen des Verwaltungsrechts

I. Das Gesetz

( Die bedeutsamste Rechtsquelle des Verwaltungsrechts

( Unterscheiden zwischen dem Gesetz im materiellen und formellen Sinn

( Gesetz im materiellen sinn ist jeder Rechtssatz, d.h. die allgemeine und abstrakte staatliche  

     Willensäußerung

( Rechtverordnung und Satzung = Gesetz im materiellen Sinn

( Gesetz im formellen Sinn ist die im förmlichen Gesetzgebungsverfahren zustande 

     gekommene rechtliche Regelung ohne Rücksicht auf den Inhalt

( Maßnahmegesetze = Gesetze, die zur Erreichung bestimmter politischer, sozialer oder 

     wirtschaftlicher Ziele erlassen werden

( z.B. Gesetze über Lastenausgleich, Kriegsgefangenenentschädigung,....

II. Die Rechtsverordnung

( Ist eine von Organen der Executive erlassene generell – abstrakte Anordnung mit 

     materiellem Gesetzescharakter und nur rechtmäßig, wenn sie im Rahmen einer gesetzlichen 

     Ermächtigung ergangen ist

III. Die autonome Satzung

( Eine abstrakte und regelmäßig auch generelle Regelung, die eine juristische Person des 

     öffentlichen Rechts unterhalb des Staats im Rahmen ihrer Selbstverwaltungsbefugnisse 

     erlässt

( Hierzu gehören vornehmlich Gemeindesatzungen (z.B. über Müllabfuhr), Satzungen der 

     öffentlich-rechtlichen Kammern, Rundfunkanstalten, Hochschulen,....

( Ist abgeleitete Rechtsquelle und bedarf der gesetzlichen Ermächtigung und häufig auch der 

     staatlichen Genehmigung

IV. Die Verwaltungsvorschrift

( Ist eine Regelung, die die Verwaltung für ihren eigenen Bereich erlässt

( Unterscheiden zwischen Verwaltungsvorschriften, die den inneren Dienstbetrieb der 

     Behörde regeln (Organisations- und Dienstvorschriften) und denjenigen, die Anordnungen 

     der oberen Behörden an die nachgeordneten Behörden über die Auslegung und 

     Durchführung von Gesetzen und anderen Rechtsnormen enthalten (gesetzauslegende 

     Verwaltungsvorschriften)

( Ermessensrichtlinien bestimmen in welcher Weise die Verwaltung von dem ihr 

     eingeräumten Ermessen Gebrauch machen soll

( Gewährleisten dadurch gleichmäßige Ermessensausübung

( Aufgaben im Außenbereich = gegenüber dem Bürger

( Ihre ständige Ausübung führt über den Gleichheitsgrundsatz zu der Verpflichtung der 

     Behörden sich gleichmäßig an sie zu halten = „Selbstbindung der Verwaltung“

V. Die Verfassung, insbesondere Art. 3 I GG

( Bindet alle staatliche Gewalt und geht allen anderen Rechtssätzen vor

( Auch Verfassungsgesetz kann unmittelbare Rechtsquelle des Verwaltungshandelns sein

( So hat das Bundesverwaltungsgericht einer staatlich anerkannten Privatschule einen 

     Anspruch auf Bezuschussung direkt aus Art. 7 GG zugebilligt

VI. Die Rangordnung der Rechtsquellen

( Ranghöhere recht geht dem rangniederen vor

( Ergibt sich aus Rechtsstaatsprinzip und der in ihm enthaltenen Hierarchie der 

     Rechtsnormen

( Im Bundesstaat geht das Bundesrecht vor

( Bundesgesetz steht rangmäßig über einer Landesverfassung

( Innerhalb des Bundesrechts und Landesrechts gilt:  Verfassung

   Förmliches Gesetz

   Rechtverordnung

   Autonome Satzung

( Rechtnorm, die gegen höherrangiges Recht verstößt, ist nichtig

( Bei Rechtvorschriften mit gleichem Rang gilt: das jüngere Recht hebt das ältere auf

( Jüngere allgemeine Vorschrift geht einer älteren speziellen Vorschrift jedoch nur dann vor, 

     wenn sich ergibt, dass die ältere Bestimmung aufgehoben werden soll
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